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Die Wahlen in
Irland am 7. Februar lieferten Sinn Féin ein beeindruckendes Ergebnis. Sie
gewann 24,5 % der Erststimmen und beseitigten damit das seit einem
Jahrhundert von den Mitte-Rechts-Parteien Fine Gael und Fianna Fáil ausgeübte
Quasi-Monopol auf die Macht, wurde aber nach Sitzen übertrumpft. Größte Partei
nach Mandaten wurde Fianna Fáil mit 38 Sitzen, da Sinn
Fein mit einem derartigen Sieg nicht gerechnet und nur 42 KandidatInnen für 160
Sitze aufgestellt hatte, sodass sie am Ende nur 37 Abgeordnete stellen konnte.

Angesichts einer
schweren Immobilienkrise und dem Abbau öffentlicher Dienstleistungen wurden die
WählerInnen für Sinn Féins Programm zur Eindämmung von Sparmaßnahmen und zur
Umsetzung von Reformen wie Mietstopps und dem Bau von günstigen Wohnungen
gewonnen. Eine Umfrage nach der Wahl offenbarte einen starken
Generationsunterschied – rund 32 % der 18- bis 34-Jährigen wählten Sinn
Féin. Vor allem deren frustrierende Erfahrungen auf dem Wohnungsmarkt
entschieden wohl über das Wahlergebnis. Die anhaltende Begünstigung
spekulativer Immobiliengeschäfte führte zur Steigerung der Nachfrage und zur
Unbezahlbarkeit von Wohnraum und damit zum exponentiellen Anstieg von Wohnungslosigkeit.
In der Woche vom 23. bis 29. Dezember 2019 gab es in ganz Irland 9.731 Leute
ohne Wohnung. Diese Zahl umfasst Erwachsene und Kinder. Laut Wohltätigkeitsorganisationen
wie „Focus Ireland“ ist die Zahl der wohnungslosen Familien seit Dezember 2014
um 280 % gestiegen.

Drakonische
Sparmaßnahmen

Die Wut der Menschen hat ihre Wurzeln in dem Finanzcrash, der durch den Zusammenbruch von
Lehman Brothers im September 2008 ausgelöst wurde, gefolgt von der schlimmsten
Wirtschaftskrise der Welt seit 1929. Die irische Wirtschaft taumelte in eine der tiefsten Rezessionen
der Eurozone. Sie schrumpfte 2009 um 10 % und die Regierung war gezwungen, sich für einen
Kredit von 67,5 Mrd. EUR an die Europäische Zentralbank, die Europäische Kommission und den
Internationalen Währungsfonds zu wenden, um den Haushalt zu finanzieren und ihre Banken mit
Kapital auszustatten. Diese drei als „Troika“ bekannten Institutionen stellten Rettungsgelder zur
Verfügung, machten hierfür aber die Umsetzung einer Vielzahl von Sparmaßnahmen zur
Verringerung des Haushaltsdefizits zur Bedingung.

Zu Beginn des Jahres 2013 war Irland das fünftteuerste Land in der EU. Die Immobilienpreise lagen
17 % über dem europäischen Durchschnitt. Die Regierung führte außerdem eine Reihe von
Sozialkürzungen durch, die immer mehr Menschen in Schulden und Armut getrieben haben. Die
Sparmaßnahmen haben Irland in Bezug auf Kinderarmut, Benachteiligung und Ungleichheit ans
Ende der OECD-Rangliste gebracht. Infolgedessen wanderten viele junge Erwachsene aus. Zwischen
2009 und 2013 waren es mehr als 300.000 Menschen, von denen 40 % zwischen 15 und 24 Jahre alt
waren.

Die jahrzehntelange Passivität der Gewerkschaften hat zu einer geringen Verhandlungsmacht der
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ArbeiterInnen und zum ungewöhnlich massiven Ausbau des Niedriglohnsektors geführt. Während
die irische Wirtschaft in den letzten Jahren einen Aufschwung erlebte, stellte ein Bericht der
unabhängigen Denkfabrik TASC aus dem Jahr 2019 fest, dass Irland eine der höchsten
Niedriglohnquoten in der Europäischen Union aufweist. In dem Bericht wurde außerdem
verzeichnet, dass die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder vergleichsweise gering ist und Irland in
Bezug auf Schutzrechte am Arbeitsmarkt auf Platz 22 der 23 EU-Länder steht. Immer mehr
ArbeiterInnen-Familien sind mit steigender Überschuldung konfrontiert. Kaum ein Wunder also,
dass eine von Amarach Research im Jahr 2018 durchgeführte landesweite Umfrage ergab, dass
mehr als die Hälfte der Irinnen und Iren einen Rückgang ihrer psychischen Gesundheit infolge der
Wirtschaftskrise gemeldet hat. 14 % hatten gar über Selbstmord nachgedacht.

Aufstieg von Sinn Féin

Die Behauptungen der Regierung über eine wirtschaftliche Erholung machten sich über die Realität
der allermeisten ArbeiterInnen lustig. Diese beschlossen also, eine Nachricht an die herrschende
Klasse zu senden. Nach neun Jahren zermürbender Herrschaft von Fine Gael, in denen der
Lebensstandard sank, erwartete Fianna Fáil, die nach Veränderung verlangende Stimmung nutzen
und eine neue Regierung anführen zu können. Das Vertrauens- und Versorgungsabkommen, auf
dessen Grundlage diese bürgerliche Oppositionspartei seit 2016 eine Minderheitsregierung von Fine
Gael stützte, wurde jedoch zu ihrer Achillesferse. Dies ermöglichte es der Sinn Féin-Führerin Mary
Lou McDonald, den Finger in die Wunde zu legen und das starke Wirtschaftswachstum Irlands dem
Mangel an bezahlbarem Wohnraum und dem Versagen im Gesundheitswesen gegenüberzustellen.

Sinn Féins
kometenhafter Anstieg in den Meinungsumfragen brachte das Establishment in
Panik. Fine Gael und Fianna Fáil schlossen beide eine Zusammenarbeit mit Sinn
Féin aus und griffen sie aufgrund ihrer früheren Unterstützung für die IRA an.
Dies unterstrich aber nur ihre eigene Heuchelei, da sie erst Wochen zuvor die
Wiederherstellung der Machtteilung zwischen Sinn Féin und der Demokratischen
Unionistischen Partei im Stormont (Sitz der Exekutive Nordirlands) feierten.
Als sich die verblüffenden Ergebnisse der Wahl abzeichneten und der Fianna
Fáil-Vorsitzende Michéal Martin keine andere Option sah, um doch noch Premierminister
zu werden, revidierte er auch seine langjährige Ablehnung gegen eine
Zusammenarbeit mit Sinn Féin. Er musste später allerdings zurückrudern, als
eine Sitzung der Fraktion beschloss, keine Regierungsbildungsgespräche mit Sinn
Féin aufzunehmen.

Sinn Féin konnte
zudem in Verfolgung seiner nationalistischen Ziele von der Ankündigung
profitieren, ein öffentliches Referendum über die irische Einheit im Norden und
Süden abhalten zu wollen, nachdem die Regierung zuvor durch das Gedenken an
reaktionäre royalistische Polizeikräfte (Royal Irish Constabulary und die
mörderischen „Black and Tans“, ihre Spezialeinheiten) viel Unmut auf sich
gezogen hatte. Sinn Féins strategisches Ziel war es lange Zeit, Teil der
Regierung im Norden und Süden zu werden, um eine solche Abstimmung zu
erreichen. Aber wie sie genau wissen, muss die britische Regierung dem
Zustimmen. Wie Nicola Sturgeon, die schottische Premierministerin, die
ebenfalls ein Unabhängigkeitsreferendum anstrebt, bestätigen kann, steht dies
nicht auf Boris Johnsons „To Do“-Liste.



„Große“
Koalition Solidarity SOL/PBP

Bei den Wahlen zum britischen Unterhaus Ende 2019 griff „People Before Profit“, die nordirischen
MitstreiterInnen der britischen SWP, zu Recht Sinn Féins Umsetzung von Tory-Kürzungen in den 6
Grafschaften an. Während der Kampagne hängten sie Plakate mit der Aufschrift „Sinn Féin stimmte
für Sozialkürzungen“ in Teilen von West-Belfast auf, wo sie eine bedeutende Basis von
UnterstützerInnen aufbauen konnten. In einer Erklärung auf der Twitter-Seite von PBP-Ratsmitglied
Matt Collins sagte er: „Stimmen Sie am Donnerstag nicht für Parteien, die die ‚Reform’
unterstützen, sondern für die sozialistische Linke.“ Kaum einen Monat später wollten PBP-TDs
(Abgeordnete des Dáil, des irischen Unterhauses) in den 26 Landkreisen ein völlig anderes Bild von
Sinn Féin präsentieren.

Als Teil eines Wahlbündnisses mit „Solidarity“ (SOL)  – in dem die irische „Socialist Party“ (SP), die
Schwesterorganisation der SAV, beide bis letztes Jahr Mitglieder der internationalen Tendenz
KAI/CWI, mitwirkt) und der kürzlich von der SP abgespaltenen „RISE“ beteiligte sich „People Before
Profit“ an einer keynesianischen Plattform mit Forderungen nach höheren öffentlichen Ausgaben,
kostenlosem öffentlichen Nahverkehr, einem Existenz sichernden Lohn von 15 EUR pro Stunde und
dem Bau von zusätzlichem bezahlbarem Wohnraum. Bezahlt werden sollte das Ganze durch
Steuererhöhungen für SpitzenverdienerInnen und Schließen von Steuerschlupflöchern, um alle
multinationalen Konzerne zur Zahlung der Körperschaftsteuer in Höhe von 12,5 % zu verpflichten –
eines der niedrigsten Steuersätze in Europa. Sozialismus stand jetzt nicht mehr auf der
Tagesordnung.

SOL-PBP versuchten, ihre 6 Parlamentssitze zu verteidigen, und appellierten direkt an eine „große
Koalition“ der Linken, die von Sinn Féin geführt werden sollte. In einer Fernsehdebatte wollte
Richard Boyd Barrett (PBP-TD) die Bedenken von Sinn Féin, den Grünen, der Labour Party und den
SozialdemokratInnen zerstreuen, indem er ihnen versicherte, dass sie zuverlässige
KoalitionspartnerInnen sein würden. Sie hofften so auch, Stimmen von diesen Parteien zu erhalten,
um die Wiederwahl ihrer Abgeordneten zu sichern. Nach der ersten Auszählung rangen sie mit dem
Verlust ihrer Sitze. Aufgrund der Besonderheiten des irischen Wahlrechtes (Proportional
Representation with a Single Transferable Vote) konnte SOL-PBP 5 ihrer 6 Sitze halten, wobei sie
begünstigte, dass Sinn Féin in einigen Wahlkreisen, wo mehrere Sitze vergeben werden, nur eine/n
KandidatIn aufgestellt hatte und ihnen deren Stimmenüberschuss zugutekam.

Linke Regierungsillusionen

SOL-PBP TDs versuchten direkt nach der Wahl, Sinn Féin zur Bildung einer „linken Regierung“ zu
drängen. Viele, die Sinn Féin aufgrund ihres Versprechens gewählt hatten, günstigen Wohnraum zur
Verfügung zu stellen, wussten nichts von der Politik, die Sinn Féin diesbezüglich in Nordirland
verfolgt hatte. In Belfast etwa unterstützte sie einen „City Deal“, der die Privatisierung von Land in
öffentlichem Eigentum beschleunigen wird – Land, das zuvor für den Bau von Sozialwohnungen
genutzt werden sollte. PBP kämpfte im Rathaus von Belfast dagegen an.
Dessen ungeachtet forderten PBP-Abgeordnete im Süden die ArbeiterInnen auf, „auf der Straße zu
mobilisieren“ – aber nicht, um das Land wie in Frankreich durch einen Generalstreik lahmzulegen,
sondern um Sinn Féin aufzufordern, eine linke Minderheitsregierung zu bilden, einschließlich der
Grünen und der Labour Party – Parteien, die die ArbeiterInnenklasse nach der Wirtschaftskrise
drangsalierten, als sie mit Einschnitten regierten. Außerdem wäre jede Regierung immer noch auf
irgendeine Art Abkommen mit Fianna Fáil oder Fine Gael angewiesen, das sie bei wichtigen
Abstimmungen zur Enthaltung auf den Oppositionsbänken zwingen würde. Dies verdeutlicht die
Torheit des PBP-Vorschlags.



Darüber hinaus wäre jede „linke Regierung“ mit der Schwäche des irischen Kapitalismus, seinem
Status als Halbkolonie und der Gefahr der Kapitalflucht konfrontiert. Multinationale Unternehmen
machen 90 % der irischen Exporte aus und nutzen das Land hauptsächlich für Steuerhinterziehung.
Die Beschäftigung im produzierenden Gewerbe nimmt jährlich ab. Dies bedeutet, dass Irland als
schwaches Glied im europäischen Kapitalismus besonders anfällig für flüchtige, anfällige
Kapitalströme ist.

Der globale Finanznachrichtendienst Bloomberg reagierte auf das Wahlergebnis mit der
Feststellung, dass „jetzt ein guter Zeitpunkt sein könnte, um die Anleihen des Landes abzuwerfen“,
und verwies auf die Ausgabenversprechen von Sinn Féin. Der Arbeit„geber“verband IBEC zeigte
hingegen Vertrauen in eine „fiskalisch verantwortliche“ Sinn Féin, die sich verpflichtet hatte, den
Körperschaftsteuersatz von 12,5 % und die Gewinne multinationaler Unternehmen zu schützen.
Natürlich müsste eine „linke Regierung“ die Troika bekämpfen und die Euro-Schulden streichen,
wenn bedeutende Reformen durchgeführt werden sollen, aber keine „linke“ Partei ist bereit, diesen
Weg zu gehen.

Bis jetzt wurden zudem alle unwirklichen Forderungen nach einer „linken Regierung“ von Labour
torpediert, die sich weigert, die Macht mit Sinn Féin zu teilen. Auch Eoin Ó Broin von Sinn Féin
verwarf sogleich die Idee, da dies angesichts der Zahlen im Parlament nicht machbar sei, und
veranlasste damit Richard Boyd Barrett von PBP zu der Klage, zu schnell „das Handtuch zu werfen“.
Die Gespräche zwischen Fine Gael und Fianna Fáil, in der sie über das erstmalige Schmieden einer
„Großen Koalition“ unter Beteiligung der Grünen beraten, werden indes voraussichtlich diese Woche
fortgesetzt. Fine Gael hat als Bestandteil eines Abkommens mit Fianna Fáil eine Rotation der
Regierungsspitze gefordert. Das beste Ergebnis für Sinn Féin in dieser Phase wäre, dass die
Gespräche scheitern und eine weitere Wahl stattfinden muss. Sinn Féin könnte dann mehr
KandidatInnen in Wahlkreisen mit Spitzenergebnissen aufstellen und gestärkt als größte Partei
(auch nach Sitzen) ins Parlament zurückkehren. Dies würde wahrscheinlich SOL-PBPs Vertretung im
Parlament auslöschen.

Massenmobilisierung

SozialistInnen in „People Before Profit“, „Solidarity“ und „RISE“ sollten sich gegen eine Koalition
mit kapitalistischen Parteien wie Sinn Féin stellen. Die radikale Linke schöpft ihre Stärke aus der
Mobilisierung der Werktätigen, um für ihre eigenen Interessen zu kämpfen. Die Aussetzung der
Wassergebühren im Jahr 2016, eine massive Niederlage für die Regierung, wurde durch
Massendemonstrationen, Konfrontation und Zahlungsboykott erreicht.

Trotz der mangelnden Bereitschaft von Sinn Féin, den Boykott der Wasserrechnungen zu
unterstützen, konnte die radikale Linke diese Botschaft verbreiten und eine Führungsrolle bei der
Organisation eines breiteren politischen Zurückschlagens übernehmen. Das Versäumnis, auf dieser
Kampagne aufzubauen, schuf jedoch ein Vakuum auf der linken Seite, das Sinn Féin erfolgreich
füllte. Eine ähnliche Kampagne gegen die Immobilienkrise könnte die Linke wiederbeleben und neue
Schichten von ArbeiterInnen in den Kampf ziehen, die aus dem Immobilienmarkt und dem privaten
Mietsektor verdrängt wurden.

Der globale Kapitalismus ist in eine Zeit der Instabilität und Stagnation eingetreten. ÖkonomInnen
sind sich im Großen und Ganzen einig, dass Irland mit einer der offensten Volkswirtschaften der
Welt einem höheren Risiko durch globale Handelskonflikte ausgesetzt und ein Abschwung
unvermeidlich ist. Die Auswirkungen des Brexit werden ebenfalls verheerend sein. Von den
ArbeiterInnen wird erneut erwartet, dass sie die Verluste sozialisieren und die Hauptlast der
Kürzungen tragen. Wir stehen außerdem vor einer Klimakatastrophe, der schwersten Krise, mit der
die Menschheit in ihrer gesamten Geschichte konfrontiert war. Lösungen für diese Probleme



erfordern einen System-, nicht nur einen Regierungswechsel.

Eine echte ArbeiterInnenregierung müsste die kapitalistische Elite Irlands und die Wut ihrer
imperialistischen UnterstützerInnen EU, USA und Großbritannien herausfordern. Sie müsste die
Euro-Schulden zurückweisen und im Gegensatz zu Syriza Brüssel trotzen. Sie sollte nicht die EU
verlassen, sondern gegen die EU kämpfen und eine Kampagne für die Solidarität der europäischen
ArbeiterInnenklasse im Kampf für ein sozialistisches Europa führen. Eine solche Regierung würde
die Reichen besteuern, die einheimischen und ausländischen KapitalistInnen enteignen, die Banken
und die Industrie ohne Entschädigung verstaatlichen und unter ArbeiterInnenkontrolle stellen, um
so eine Brücke zum Sozialismus zu schlagen.

Dieses Sozialismusgespenst werden die KonzernchefInnen und ihr Staat erbittert bekämpfen.
Deshalb müsste eine ArbeiterInnenregierung auf bewaffneten ArbeiterInnenräten basieren und
diesen Räten gegenüber rechenschaftspflichtig sein. Die SozialistInnenen müssen eine revolutionäre
sozialistische Alternative aufbauen – eine neue ArbeiterInnenpartei, die in jeder Gewerkschaft, an
jedem Arbeitsplatz und in jeder Gemeinde verwurzelt ist, den Kampf koordinieren kann und für eine
32 Grafschaften zählende ArbeiterInnenrepublik streitet.


